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Der D-Arzt handelt bei der Entscheidung über die richtige Heilverfahrensart hoheitlich; bei 
Fehlentscheidungen haftet der UV-Träger nach Art. 34 S. 1 GG, § 839 BGB. 
 
Das hoheitliche Handeln des D-Arztes erstreckt sich auch auf die Erstversorgung nach § 27 
Abs. 1 Nr. 1 SGB VII, die Untersuchungen zur Diagnosestellung bei der Eingangsuntersu-
chung, bei der Diagnosestellung selbst und bei der Nachschau zur Überprüfung der richti-
gen Heilverfahrensart. 
 
Fortführung der Grundsatzentscheidung des BGH zur Haftung des D-Arztes vom 29.11.2016 
– VI ZR 208/15 –, UVR 02/2017, S. 78 
 
Art. 34 S. 1 GG, § 839 BGB 
 
Urteil des BGH vom 20.12.2016 – VI ZR 395/15 – 
Aufhebung und Zurückverweisung des Urteils des Thüringer OLG vom  28.05.2015 – 4 U 412/14 – 
 

Die Klägerin nimmt die Beklagten zu 1 (erstbehandelnder Arzt), zu 2 (D-Arzt), zu 3 (Chef- und 
D-Arzt) und zu 4 (Klinikbetreiber) auf materiellen und immateriellen Schadensersatz wegen 
fehlerhafter ärztlicher Behandlung nach einem Arbeitsunfall in Anspruch. 
Die Klägerin rutschte bei ihrer Arbeit als Krankenpflegerin am 2.2.2007 auf feuchtem Boden 
aus, geriet in einen unfreiwilligen Spagat und verletzte sich im Adduktorenbereich des linken 
Beines. Sie begab sich in die vom Beklagten zu 4 betriebene Klinik und wurde vom Beklagten 
zu 1, der den Chefarzt in seiner durchgangsärztlichen Sprechstunde vertrat, behandelt. Dieser 
vermerkte im D-Arztbericht eine Muskelzerrung und bei der Art der Erstversorgung: „Beratung, 
bei Bedarf Ibuhexal 600“ und ordnete allgemeine Heilbehandlung an. Am 6.2.2007 stellte sich 
die Klägerin wegen Schmerzen erneut vor. Sie wurde vom Beklagten zu 2 behandelt, der eine 
Zerrung diagnostizierte. Bei einer erneuten Untersuchung am 13.2.2007, diesmal durch den 
Beklagten zu 3, stellte dieser einen Adduktorenabriss mit der Notwendigkeit operativer Ver-
sorgung fest. Diese wurde am 15.2.2007 durchgeführt; dabei wurden ein Abriss der Sehnen-
struktur im Adduktorenbereich und der Abriss zweier Muskelgruppen festgestellt.  
Das LG Erfurt wies die Klage gegen die Beklagten zu 1 und 2 durch Teilurteil ab. Da sie als D- 
Ärzte und damit öffentlich-rechtlich gehandelt hätten, seien sie nicht passivlegitimiert. Das Thü-
ringische OLG hob dieses Urteil auf, weil es eine persönliche Haftung der Beklagten zu 1 und 
2 annahm, und verwies den Rechtstreit an das LG zurück (siehe zu den Gründen Rz. 5). 
Der BGH hob das Urteil des Thüringischen OLG auf. Zwar sei dem OLG darin zuzustimmen, 
dass es ein Teilurteil des LG Erfurt wegen der Gefahr sich widersprechender Entscheidungen 
im Hinblick auf die Beklagten zu 3 und 4 als unzulässig erachtete habe (vgl. Rz. 7). Jedoch sei, 
entgegen der Ansicht des Thüringischen OLG, eine persönliche Haftung des Beklagten zu 1 
ausgeschlossen, da er als D-Arzt und damit öffentlich-rechtlich gehandelt habe (Art. 34 S. 
1 GG, § 839 BGB). Ob eine persönliche Haftung des Beklagten zu 2 in Betracht komme, könne 
nicht abschließend entschieden werden. 
Ärztliche Heilbehandlung sei grundsätzlich nicht Ausübung eines öffentlichen Amtes 
i.S.d Art 34 GG, auch dann nicht, wenn sie nach einem Arbeitsunfall erfolge, weil die Heilbe-
handlung selbst nicht Aufgabe der UVT sei (vgl. Rz.10). Jedoch sei die Aufgabe eines D-
Arztes nicht ausschließlich dem Privatrecht zuzuordnen, denn bei der zu treffenden Ent-
scheidung des D-Arztes über die Einleitung allgemeiner oder besonderer Heilbehandlung erfülle 
er eine Aufgabe des UVT; diese Entscheidung sei somit öffentlich-rechtlich. Ist diese Entschei-
dung fehlerhaft, hafte der UVT nach Art. 34 S. 1 GG, § 839 BGB. Hoheitlich handele der D-Arzt 
auch dann, wenn er im Rahmen der Nachschau den Heilungsverlauf überwacht unter dem Ge-
sichtspunkt, ob das eingeleitete Heilverfahren weiterhin richtig ist. Ferner handele er bei den 
Untersuchungen der Eingangsuntersuchung zur Diagnosestellung, bei der Erstversorgung und 
bei der Diagnosestellung selbst hoheitlich, da diese unabdingbare Voraussetzungen für die 
Entscheidung über die richtige Heilverfahrensart seien. Nach diesen Grundsätzen war der Be-
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klagte zu 1 öffentlich-rechtlich tätig, als er die Klägerin behandelte, auch wenn keine Feststel-
lungen getroffen wurden, ob er als ständiger Vertreter des Beklagten zu 3 zugelassen war. 
Denn der Beklagte zu 3 habe den Beklagten zu 1 tätig werden lassen. Für die Frage der Haf-
tung des Beklagten zu 2 fehlten ausreichende Feststellungen. 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 20.12.2016 – VI ZR 395/15 – wie folgt entschieden: 
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